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- Zusammenfassung - 

Die USA lehnen in den internationalen Verhandlungen bis heute die Ratifikation des 
Kioto-Protokolls mit der Begründung ab, die Erfüllung von verbindlichen Reduktions-
zielen für Treibhausgasemissionen würde der amerikanischen Wirtschaft schaden. 
Gleichwohl wächst in den US-Bundesstaaten die Bereitschaft, aktive Klimaschutzpoli-
tik zu betreiben. In 17 Bundesstaaten wurden verbindliche Obergrenzen für Treibhaus-
gasemissionen festgelegt. Die Einführung von Emissionshandelssystemen steht in meh-
reren Bundesstaaten bevor.

Eine besondere Rolle kommt dabei dem Bundesstaat Kalifornien zu, der als erster ver-
bindliche Reduktionsziele verabschiedet hat und gegenwärtig auf eine Regulierung der 
Emissionen im Straßenverkehr drängt. Mehrfach folgten verschiedene US-
Bundesstaaten in der Vergangenheit dem Beispiel Kaliforniens und implementierten 
zeitlich verzögert ähnliche Gesetze.  

Diese Entwicklung wird durch regionale Initiativen, die über die Grenzen der Bundes-
staaten hinausreichen, verstärkt. Im Gesamtbild gehen viele der Klimaschutzmaßnah-
men derzeit vor allem von den Staaten der West- und Nordostküste aus.  

Die allmählichen innenpolitischen Veränderungen in der Klimaschutzpolitik spiegeln 
sich auch in überparteilichen Gesetzesentwürfen im US-Kongress wider, die darauf ab-
zielen, den Treibhausgasausstoß mittels verbindlicher Obergrenzen zu reduzieren. 
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1. Einleitung

Sowohl die praktische Erreichbarkeit von Klimaschutzzielen als auch die politischen 
Erfolgsaussichten einer globalen Klimaschutzstrategie werden häufig von einer Beteili-
gung der USA abhängig gemacht. Als weltweit größter Einzelemittent von Treibhaus-
gasen haben die USA ein großes Handlungspotenzial zum Erreichen globaler Klima-
schutzziele (UBA 2005: 34). Im Jahr 2003 betrug der Anteil der USA am Treibhausgas-
ausstoß der so genannten Annex-I-Länder1 38,6 Prozent (UNFCCC 2005: 22) und etwa 
20 Prozent der globalen Treibhausgasemissionen (UBA 2005: 34). Zudem verzeichne-
ten die USA zwischen 1990 und 2004 einen Emissionszuwachs von 21,1 Prozent (EPA 
2006).

Auch klimapolitisch wäre es laut EU-Umweltkommissar Stavros Dimas „absolut not-
wendig, dass sich die USA bewegen, damit andere Länder folgen“ (ORF 2007). Ge-
meint sind mit „den anderen Ländern“ vor allem China und Indien, deren Anteil an den 
globalen Emissionen rapide zunimmt. Die Einbindung dieser Länder sowie der USA in 
die multilaterale klimapolitische Zusammenarbeit ist Voraussetzung für den Erfolg ei-
ner globalen Klimaschutzstrategie (Müller 2003: 12; Ott 2006: 125; UBA 2005: 34).

Besonders im Hinblick auf eine Nachfolgelösung für die im Jahr 2012 auslaufende, ers-
te Verpflichtungsperiode des Kioto-Protokolls stellt sich die Frage nach der Möglichkeit 
einer zukünftigen Beteiligung der USA. Seit der Ablehnung des Kioto-Protokolls zeigte 
sich die Mehrzahl der Beobachter pessimistisch, dass die USA sich an einer globalen 
Klimastrategie mit Reduktionsverpflichtungen beteiligen würden. Im öffentlichen Dis-
kurs wurde die klimapolitische Position der Regierung von George W. Bush als sym-
ptomatisch für das Fehlen eines umweltpolitischen Verantwortungsbewusstseins gewer-
tet (Brühl 2000, 363). Dieses Bild gilt es jedoch insofern zu differenzieren, als gegen-
wärtig innen- und klimapolitische Entwicklungen innerhalb der USA einen moderaten 
Optimismus nähren und eine Neuausrichtung der US-amerikanischen Position in Klima-
fragen bewirken könnten.

Die folgende Darstellung klimapolitischer Entwicklungen in den USA versucht nicht, 
die politischen und operativen Rahmenbedingungen zu klären, unter denen die USA 
bereit wären, sich an einer Nachfolgelösung des Kioto-Protokolls zu beteiligen. Statt-
dessen wird über klimapolitisch positive Entwicklungen auf subnationaler Ebene be-
richtet, von denen auch Impulse auf die gesamtstaatliche Haltung ausgehen.  

1 Zu den Annex-I-Ländern gehören mit Ausnahme von Südkorea und Mexiko alle OECD-Länder 
sowie die Transformationsländer mit Ausnahme von Kroatien und Slowenien. 



 - 5 - 

2. Position der US-Regierung 

2.1. Die Regierung 

In den 60er und 70er Jahren nahmen die USA auf Regierungsebene eine umweltpoliti-
sche Vorreiterrolle ein und stellten auch in den 90er Jahren noch einen Führungsan-
spruch (Brühl 2000; Rudolf 2006; Kleine-Brockhoff 2006). Obwohl der US-Präsident 
Bill Clinton das Kioto-Protokoll im November 1998 unterschrieb, wurde der europäisch 
geprägte Kioto-Prozess nicht als ein für die USA geeignetes, umweltpolitisches Instru-
ment angesehen. Stattdessen wurde es als unfair – weil die Entwicklungsländer bei den 
Verpflichtungen ausklammernd – und schädlich für die amerikanische Wirtschaft ge-
wertet (Müller 2003: 18).

Schon im Jahr 1997 stimmte der Senat mit der Byrd-Hagel-Resolution einstimmig da-
gegen, die Entwicklungsländer – unter anderem Indien und China – von Emissionsver-
pflichtungen im Kioto-Protokoll auszunehmen, wie es die Staatengemeinschaft 1995 
gegen den Widerstand der US-Verhandlungsdelegation beschlossen hatte. Die Weige-
rung des Senats, das Protokoll zu ratifizieren, markierte den Anfang des Ausstiegs der 
USA aus dem Kioto-Prozess (Müller 2003: 10). Die endgültige Verweigerung folgte 
schließlich im März 2001, kurz nach Beginn der Amtszeit von Präsident George W. 
Bush (Brühl 2000; Müller 2003: 6-9, 15; von Winter 2004).  

Nachdem eine Ratifikation des Kioto-Protokolls in den USA in weite Ferne gerückt 
war, galt der Klimaschutzpolitik weiterhin nur eine nachrangige Priorität. Die US-
Regierung setzte jedoch eigene Akzente: Anstatt eine Reduktion der Treibhausgase mit 
verbindlichen Vorgaben und Minderungszielen anzustreben und so eine klimafreundli-
che Wirtschaftsweise zu forcieren (market pull), setzte sie auf die Förderung von For-
schung und Innovation mit dem Ziel, klimafreundlichen Technologien den Marktein-
stieg zu erleichtern (technology push).

Statt absolute Emissionsreduktionen zu beschließen, verkündete die US-Regierung 
2002, die Treibhausgasintensität2 um 18 Prozent bis zum Jahr 2012 zu vermindern. 
Faktisch dürfen damit jedoch die Treibhausgasemissionen bei gleichbleibender Wirt-
schaftslage weiter steigen. Lediglich die Zunahme der Emissionen wird verlangsamt.  

Weitere Kennzeichen der amerikanischen Klimaschutzpolitik sind der starke Fokus auf 
Technologieförderung und die Verzahnung der Versorgungssicherheit mit Fragen 
des Klimaschutzes. Diese Herangehensweise kommt unter anderem in der Asiatisch-
Pazifischen Partnerschaft für saubere Entwicklung und Klima (APP) zum Ausdruck, die 

2 Unter der Treibhausgasintensität ist das Verhältnis vom Ausstoß an Treibhausgasen gegenüber dem 
Wachstum des Bruttoinlandsprodukts zu verstehen.   
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im Juli 2005 unterzeichnet wurde und klimafreundliche Technologien und Energieer-
zeugungsarten mittels zwischenstaatlicher Kooperationen vorantreiben soll (Donner, 
Stratmann 2005). Ebenso finden sich die Technologieförderung und die Verknüpfung 
von Versorgungssicherheit und Klimaschutzpolitik in der nationalen Gesetzgebung (z. 
B. Energy Policy Act von 2005) und in der Budgetverteilung für Forschungsausgaben 
wieder (Donner, Maigré 2005: 4). Typische Instrumentarien der amerikanischen Klima-
schutzpolitik sind neben der direkten Forschungsförderung, Steuervergünstigungen 
und freiwillige Partnerschaften zwischen dem privaten und dem öffentlichen Sektor 
sowie internationale Kooperationen. Diese finden sich auch in Bundesprogrammen 
wie dem Climate Change Technology Program von 2002 und Climate Change Science 
Program aus demselben Jahr wieder.  

Wegweisende neue Ansätze der Klimaschutzpolitik sind von Seiten der US-Regierung 
in den vergangenen Jahren nicht angestoßen worden. Bemerkenswert ist jedoch eine 
Meinungsänderung des US-Präsidenten im Jahr 2005: Noch bis Anfang 2005 vertrat die 
US-Regierung die Position, dass es keinen menschengemachten Klimawandel gäbe. 
Unzählige fachliche Stellungnahmen von regierungsinternen Wissenschaftlern und von 
Klimaforschern der National Academy of Sciences ignorierte Bush zunächst. Er be-
zweifelte gar die Redlichkeit der Klimaforscher, die den Einfluss der Treibhausgase auf 
das Weltklima analysierten. Im Vorfeld des G-8-Gipfels in Gleneagles im Juli 2005 
kam es dann zu einem Umdenken: Bush erkannte den Klimawandel als teilweise vom 
Menschen verursachtes Problem an, betonte jedoch, dass unklar sei, zu welchem Teil 
die Erwärmung natürlich oder anthropogen sei. Diese Haltung behielt die Regierung 
danach in einer Reihe von Erklärungen und Stellungnahmen, etwa der Potsdam-
Initiative der G8-Umweltminister im März 2007, bei. Mit der Annahme der drei Teile 
des vierten Sachstandsberichtes des UN-Klimarats (des Intergovernmental Panel on 
Climate Change (IPCC)) erkannte die US-Regierung prinzipiell den wissenschaftlichen 
Konsens über die anthropogene Erderwärmung an (G8 2005; G8 2007; Washington 
Times 2007a; UBA 2005: 34; IPCC 2007).  

Bei der 11. Vertragsstaatenkonferenz zur Klimarahmenkonvention im Dezember 2006 
in Montreal gab die US-Regierung schließlich ihre Blockadehaltung auf und stimmte 
zu, dass die Verhandlungen über die Fortführung der UN-Klimarahmenkonvention3

aufgenommen werden sollten. Die Klimarahmenkonvention - ohne bindende Redukti-
onsverpflichtungen - haben die USA im Unterschied zum Kioto-Protokoll ratifiziert 
(Rechkemmer, Schmidt 2006: 67). Dennoch blieb Präsident Bush auf dem EU-USA-

3 Die Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen (United Nations Framework Convention on 
Climate Change (UNFCCC)) hat das Ziel, eine gefährliche anthropogene Störung des Klimasystems 
zu verhindern und die globale Erwärmung zu verlangsamen sowie ihre Folgen zu mildern. Sie 
schreibt keine Emissionsbegrenzungen vor.  
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Gipfel am 30. April 2007 bei seiner ablehnenden Haltung gegenüber verbindlichen  
Emissionsreduktionszielen. Auf solche Verpflichtungen würden die USA sich nur ein-
lassen, wenn auch andere große Emittenten wie China und Indien Reduktionen ihrer 
Treibhausgasemissionen beschließen würden (EurActiv 2007 b). Auch auf der 12. Ver-
tragsstaatenkonferenz der Klimarahmenkonvention in Bali im Dezember 2007 wehrten 
sich die USA weiterhin gegen verbindliche Reduktionsziele. Sie willigten lediglich ein, 
zur „Minderung der Klimaänderungen messbare, zu berichtende und überprüfbare, nati-
onal angemessene Minderungsverpflichtungen“ bei einem künftigen Übereinkommen 
„zu berücksichtigen“ (BMU 2007 a). Dennoch kann dies als weiterer Beleg dafür ge-
wertet werden, dass die Regierung von der Position der Klimaskeptiker abgerückt ist. 
Diesem allmählichen Umdenken folgten einzelne klimapolitische Initiativen: Anlässlich 
der Verabschiedung des Energieunabhängigkeits- und Energiesicherheitsgesetzes am 
19. Dezember 2007 verkündete die US-Regierung: „Die Maßnahmen könnten dazu bei-
tragen, die projizierten CO2-Emissionen in der Größenordnung von Milliarden Tonnen 
zu verringern.“ Sie würden dabei „helfen, messbare Anstrengungen zur Reduktion der 
Emissionen anzustreben, wie bei der Klimakonferenz in Bali beschlossen.“ (White 
House 2007). In einer Rede vom 17. April 2008 kündigte Bush im Vorfeld einer Klima-
konferenz in Paris schließlich eine neue Klimaschutzstrategie an. Demnach sollen ab 
2025 die Treibhausgasemissionen der USA nicht weiter steigen. Damit erkannte Bush 
erstmals eine absolute Emissionsbegrenzung für sein Land an, lehnte aber konkrete und 
vor allem rechtsverbindliche Vorgaben weiterhin nachdrücklich ab (Spiegel Online 
2008a). Diese Abkehr von der ursprünglichen Position ist letztlich auch auf den Druck 
aus den eigenen Reihen, dem Kongress und den Bundesstaaten zurückzuführen. Bei 
dem G8-Gipfeltreffen im japanischen Toyako bekannten sich auch die USA mit der 
Schlusserklärung vom 8. Juli 2008 zu dem Ziel, dass die weltweiten Treibhausgasemis-
sionen bis 2050 mindestens halbiert werden sollten (Ministry of Foreign Affairs of Ja-
pan 2008).

Die Kritik aus europäischen Politik- und Medienkreisen an amerikanischen Klimaver-
säumnissen bezieht sich in der Regel auf die offizielle Regierungsposition (Müller 
2003: 5; Rechkemmer, Schmidt 2006: 67; Brühl 2000: 363). Wenig Aufmerksamkeit 
wird dabei den anderen Akteuren und Ebenen der amerikanischen Politik zuteil, in de-
nen sich bemerkenswerte klimapolitische Entwicklungen beobachten lassen. Die ameri-
kanische Öffentlichkeit ist beim Klimaschutz weiter als ihre Regierung (BMU 2007 b). 
Aktivitäten der Bundesstaaten und der Behörden werden im Folgenden dargestellt. 
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2.2. Die staatliche Umweltbehörde (Environmental Protection Agency - EPA) 

Die Environmental Protection Agency (EPA), die wichtigste umweltpolitische Behörde 
in den USA, wurde zwar schon im Jahr 1970 gegründet, hat jedoch bis heute keinen 
Kabinettsrang inne. Sie wirkt kaum aktiv bei der Entwicklung der Umweltschutzgesetz-
gebung mit, insofern wird ihr innenpolitisch eine geringe Bedeutung beigemessen 
(Brühl 2000: 364). Allerdings entscheidet die EPA über kalifornische Umweltgesetzes-
vorlagen und kann so die künftige Umweltschutzpolitik entscheidend beeinflussen.

Im Jahr 1999 drängten 13 US-Umweltorganisationen die EPA mit einer Petition vergeb-
lich dazu, den Emissionsausstoß von Kraftfahrzeugen zu begrenzen. Nachdem die EPA 
die Petition offiziell ablehnte und sich für nicht zuständig erklärte, klagten Umweltor-
ganisationen mit Unterstützung von einem Dutzend Bundesstaaten, darunter Massachu-
setts und Kalifornien. Sie beriefen sich auf den Clean Air Act, ein Gesetz gegen Luft-
verschmutzung aus dem Jahr 1990, und argumentierten, dass Treibhausgase von Kraft-
fahrzeugen gemäß diesem Gesetz reguliert werden müssten (Spiegel Online 2007; Die 
ZEIT 2007a).

Am Ende des Instanzenweges entschied schließlich der amerikanische  
Oberste Gerichtshof am 2. April 2007 zugunsten der Kläger und bestätigte überdies die 
Rechtmäßigkeit von Emissionskontrollen bei Kohlekraftwerken. Die EPA sei im Rah-
men des Clean Air Acts ermächtigt, Emissionsgrenzwerte zu erlassen. Der oberste Ge-
richtshof urteilte jedoch auch, dass die EPA nicht in der Pflicht stehe, rechtsverbindli-
che Vorschriften zur Emissionsreduktion einzuführen, sondern dass dies eine Aufgabe 
der Politik sei. Daher wird erwartet, dass das Urteil sowohl auf Kongress- als auch Re-
gierungsebene eine umweltpolitische Neuorientierung begünstigen könnte (Spiegel On-
line 2007; FAZ.NET 2007; Die ZEIT 2007a).

Dennoch hat die EPA im Dezember 2007 einen Erlass des Bundesstaates Kalifornien 
abgewiesen, der strengere Emissionsvorschriften für Fahrzeuge in Kalifornien ermögli-
chen sollte. Gouverneur Arnold Schwarzenegger hat am 2. Januar 2008 aufgrund der 
Entscheidung Klage gegen die EPA erhoben; 17 Bundesstaaten haben sich dieser Klage 
angeschlossen (Office of the Governor 2007; Office of the Governor 2008).  

Seit mehreren Jahren betreut die EPA mehrere freiwillige Programme, die zur Erfüllung 
des 18-Prozent-Ziels – die Treibhausgasintensität soll um 18 Prozent vermindert werden 
– beitragen sollen. Neueren Datums ist lediglich die Clean  
Energy-Environment State Partnership vom Februar 2005, an der zunächst 11 Bundes-
staaten teilnahmen. Drei weitere schlossen sich 2006 an und Hawaii im Jahr 2007. Im 
Zuge der Initiative formuliert jeder Bundesstaat Aktionspläne für saubere Energie und 
Umwelt (EPA 2006).  
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3. Der Kongress 

Der amerikanische Kongress hat in der Vergangenheit die amerikanische Umweltpolitik 
immer wieder entscheidend geprägt (Brühl 2000, 364). Weder unter Präsident Bill Clin-
ton noch unter Präsident George W. Bushs erster Amtszeit formierte sich jedoch eine 
nennenswerte Opposition im amerikanischen Kongress gegenüber der Klimapolitik des 
Präsidenten (Müller 2003: 15, Kleine-Brockhoff 2006). Clinton versuchte den Kongress 
nicht nachhaltig zur Ratifikation des Kioto-Protokolls zu bewegen (Brühl 2000: 375), 
und Präsident Bush stand zunächst einem republikanisch dominierten Kongress gegen-
über, erfuhr aber in seiner ersten Amtszeit auch von den Demokraten wenig Widerstand 
in klimapolitischen Fragen (Müller 2003; Brühl 2000).

Vor allem auf Initiativen der demokratischen Minderheit im Kongress wurde unter Prä-
sident Bush zumindest bei Fragen der Versorgungssicherheit auch der Klimaschutz be-
rücksichtigt, was sich beispielsweise in der Asiatisch-Pazifischen Partnerschaft wider-
spiegelt (Müller 2003: 15; Donner, Stratman 2005: 10). Im Unterschied zum republika-
nischen Ansatz, Versorgungssicherheit ausschließlich durch eine steigende Eigenpro-
duktion zu gewährleisten, unterstützten die Demokraten die Doppelstrategie, die Ener-
gieimporte zu reduzieren und klimafreundliche Technologien voranzutreiben. Der 107. 
Kongress, dessen Sitzungsperiode mit dem Antritt der Bush-Administration begann, 
hatte bis zum Jahr 2003 über 50 Gesetzesvorlagen mit Bezug zur Klimapolitik auf den 
Weg gebracht, in denen meistens die Energiepolitik mit der Reduktion von Treibhaus-
gasemissionen verknüpft wurde (Müller 2003: 15).  

Nach dem demokratischen Wahlsieg bei den Kongresswahlen 2006 nahmen die Interes-
senkonflikte zwischen Kongress und Präsident zu. Schon kurz nach dem Antritt des 
110. Kongresses im Januar 2007 beschlossen die Demokraten mit Unterstützung vieler 
Republikaner und gegen den Widerstand der Regierung per Gesetz (Clean 
Energy Act aus dem Jahr 2007), Steuervorteile für amerikanische Ölkonzerne in Höhe 
von 14 Milliarden US-Dollar abzuschaffen, davon 7,6 Milliarden rückwirkend. Die frei 
gewordenen Mittel werden nun für die Entwicklung alternativer Energien verwendet 
(U.S. Congress 2007; Economist 2007; New York Times 2007). 

Die Demokraten im Kongress haben im Januar 2007 einen umfassenden Gesetzentwurf 
zum Thema Erderwärmung und Versorgungssicherheit eingebracht. Dieser trat mit eini-
gen substantiellen Änderungen als Energy Independence and Security Act of 2007
am 19. Dezember 2007 in Kraft. Danach sollen bis zum Jahr 2022 etwa 132 Milliarden 
Liter Sprit aus Biokraftstoffen in Umlauf gebracht werden. Weiterhin soll der 
Verbrauch der in den USA verkauften Fahrzeuge bis 2020 auf 6,8 Liter je 100 Kilome-



 - 10 - 

ter sinken. Im Entwurf war jedoch ein Mindestanteil für erneuerbare Energien an der 
Stromerzeugung vorgesehen sowie die Subventionierung der entsprechenden Technolo-
gien. Präsident Bush hatte gegen diese Vorschläge sein Veto angedroht; schließlich 
strich der Senat die entsprechenden Vorschriften aus dem Entwurf (Library of Congress 
2007; White House 2007).    

Die Präsidentin des Repräsentantenhauses Nancy Pelosi schuf in der ersten Jahreshälfte 
2007 einen Sonderausschuss für Energieunabhängigkeit und Erderwärmung (Speaker 
2007; Sourcewatch 2007).4 Dieser hat zwar keine legislative Funktion, ist aber promi-
nent besetzt und führt Anhörungen durch, denen bereits zu Beginn des Präsident-
schaftswahlkampfes (siehe Kapitel 3.2.) eine große Öffentlichkeit zu Teil wurde. 

Von den konkreten Gesetzesvorlagen zum Klimaschutz ist jene des republikanischen 
Senators und Präsidentschaftskandidaten McCain und des unabhängigen Senators Lie-
berman, die unter anderem auch vom demokratischen Senator und Präsidentschaftskan-
didaten Barack Obama unterstützt wird, am populärsten: Der Gesetzentwurf zum ‚Cli-
mate Stewardship and Innovation Act of 2007’ (Gesetz zur Klimaverantwortung und 
zur Innovation) sieht vor, die amerikanischen Emissionen von 2012 bis 2050 auf ein 
Drittel des Niveaus vom Jahr 2000 zu senken. Emissionsbegrenzungen und ein  
Emissionshandelssystem sollen eingeführt werden. Der Entwurf wurde am 12. Januar 
2007 in den Kongress eingebracht. Derzeit werden die Höhe der geplanten Reduktionen 
und die Frage, ob sie verpflichtend sein sollen, im Kongress debattiert. Der Entwurf 
wurde vom letzten Kongress zwei Mal blockiert, allerdings haben sich die Mehrheits-
verhältnisse im Jahr 2006 geändert. Schließlich kann auch der Präsident die Unterzeich-
nung mit einem Veto verweigern (EurActiv 2007a; Economist 2007; US Climate Net-
work 2007; Washington Times 2007b; Kleine-Brockhoff 2006).

Am 18. Oktober 2007 wurde ein neuer Gesetzentwurf von Senator Joseph Lieberman 
und dem republikanischen Senator John Warner in den Kongress eingebracht, der für 
intensive Diskussionen sorgte. Mit dem ,Climate Security Act 2007’ sollte der Treib-
hausgasausstoß bis zum Jahr 2050 schrittweise auf 63 Prozent unter das Niveau von 
2005 abgesenkt werden. Es sollte ein Emissionshandelssystem eingeführt werden, das 
82 Prozent der Emissionen des Landes – und damit mehr als das bestehende Emissions-
handelssystem der EU – erfasst. Die Zertifikate sollten zu einem Viertel versteigert 
werden. Dieser Gesetzentwurf hätte eine innenpolitische Abkehr der USA vom Kurs 
Bushs symbolisiert und zugleich einen Meilenstein in der Klimaschutzpolitik darge-
stellt, mit dem die USA erstmals eine Vorreiterrolle übernommen hätten. Am 6. Juni 

4 House Select Committee on Energy Independence and Global Warming unter: 
http://globalwarming.house.gov/ 
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2008 wurde das Gesetz jedoch vom US-Senat zu Fall gebracht. Den Befürwortern des 
Gesetzes fehlten 12 Stimmen, das Votum fiel 48 zu 36 aus. Der amtierende Präsident 
George W. Bush hatte jedoch sein Veto für den Fall angekündigt, dass das Gesetz ange-
nommen worden wäre. 

Die anhaltenden Veränderungen in der Klimaschutzpolitik auf US-Bundesebene sind 
auch auf den innenpolitischen Druck von Seiten des Kongresses oder von Seiten der 
Bundesstaaten zurückzuführen.

Auch in den bevorstehenden Präsidentschaftswahlen spielt die Klimaschutzpolitik, ne-
ben vorrangigen Themen wie der Finanzpolitik im Inland, der inneren Sicherheit, der 
Außenpolitik gegenüber Irak und Iran sowie der Friedenspolitik in Israel, eine wichtige 
Rolle. Schon während der letzten Präsidentschaftswahlen hatten Kandidaten beider gro-
ßer Parteien im Kongress versucht, entsprechende Gesetzesvorlagen einzubringen (Mül-
ler 2003: 15), eine Entwicklung, die sich derzeit erneut abzeichnet.

Wie wichtig der Klimaschutz den amerikanischen Wählern ist, zeigten die Kongress-
wahlen 2006. Der damalige Wahlsieg des republikanischen Gouverneurs von Kalifor-
nien, Arnold Schwarzenegger, entgegen dem Trend eines schwachen republikanischen 
Gesamtergebnisses, wird von vielen Analysten vor allem seinem Umweltengagement 
zugeschrieben (Economist 2007; Kleine-Brockhoff 2006).  

Im laufenden Präsidentschaftswahlkampf haben die Kandidaten klar Position für den 
Klimaschutz bezogen. Gesetzesvorlagen wie der oben angeführte Climate Stewardship 
and Innovation Act of 2007 und der Climate Security Act 2007 werden von dem repub-
likanischen Senator John McCain und dem demokratischen Senator Barack Obama 
grundsätzlich unterstützt (BBC 2007; Spiegel Online 2007; Berliner Zeitung 2007, 
Spiegel Online 2008b). Barack Obama befürwortet Reduktionsziele und einen aukti-
onsbasierten Emissionshandel. John McCain spricht sich für einen Emissionshandel und 
eine Eindämmung der Treibhausgasemissionen aus.  

4. Die Bundesstaaten 

Während die derzeitige US-Regierung Fortschritte bei den internationalen Klimaver-
handlungen immer wieder blockiert hat, kam in den letzten Jahren Bewegung in die 
Klimaschutzpolitik der US-Bundesstaaten (UBA 2005: 34). Die vielfältigen und inno-
vativen Aktivitäten auf der bundesstaatlichen Ebene sind innenpolitisch einflussreich 
und können so auch über amerikanische Grenzen hinaus richtungweisend sein (Ott 
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2006: 129). Sie sind auch für sich genommen potenziell wichtige Beiträge zum Klima-
schutz (Rechkemmer, Schmidt 2006). Die meisten Bundesstaaten verfügen inzwischen 
über Pläne für wirksame Klimaschutzmaßnahmen, angefangen von Zielen für die Antei-
le von erneuerbaren Energien an der Stromerzeugung bis hin zu Reduktionszielen für 
Treibhausgasemissionen (UBA 2005: 34; Pew Center 2006; Pew Center 2007).

4.1. Reduktionsziele und Klimaaktionspläne 

Bis Dezember 2007 hatten 36 US-Bundesstaaten Klimaaktionspläne ausformuliert oder 
in Bearbeitung; 17 Bundesstaaten hatten Ziele zur Reduktion der Treibhausgasemissio-
nen festgelegt. Die meisten Staaten sehen eine Stabilisierung der Emissionen bis zum 
Jahr 2010 oder 2020 auf dem Niveau der Emissionen von 1990 vor und streben eine 
Reduktion in der Größenordnung von 10 bis 85 Prozent für längere Zeithorizonte an 
(Pew Center 2007).

In den Klimaaktionsplänen der Bundesstaaten werden Maßnahmen benannt, mit denen 
der Treibhausgasausstoß gesenkt werden kann. Die Pläne sollen den Entscheidungsträ-
gern dabei helfen, Potenziale für kostenwirksame Emissionsreduktionen zu erkennen. 
Allerdings werden Klimaaktionspläne nur in Kombination mit einem Reduktionsziel als 
wirksames Mittel zur Reduktion von Emissionen angesehen (Pew Center 2006).
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Abbildung 1: Bundesstaaten mit landesweiten Reduktionszielen (Dunkelgrau im 
Schwarz-weiß-Ausdruck bzw. Orange im Farbausdruck) (Quelle: Pew Center 
2007a)

In der folgenden Tabelle sind die Reduktionsziele der Bundesstaaten aufgeführt:  

Bundesstaat Reduktionsziele Grundlage 

Arizona
2020: auf dem Niveau von 2000 
2040: 50 % unter dem Niveau von 2000 Verordnung

Connecticut
2020: 10 % unter dem Niveau von 1990 
2050: 80 % unter dem Niveau von 2001 Gesetz

Florida
2017: auf dem Niveau von 2000 
2025: auf dem Niveau von 1990 
2050: 80 % unter dem Niveau von 1990 

Verordnung

Illinois
2020: auf dem Niveau von 1990 
2050: 60 % unter dem Niveau von 1990 Pressemitteilung 

(rechtlich unverbindlich) 

Kalifornien
2010: auf dem Niveau von 2000 

Verordnung
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2020: auf dem Niveau von 1990 
2050: 80 % unter dem Niveau von 1990 

sowie Gesetz für das 
2020-Ziel

Maine
2010: auf dem Niveau von 1990 
2020: 10 % unter dem Niveau von 1990 Gesetz

Massachusetts
2010: auf dem Niveau von 1990 
2020: 10 % unter dem Niveau von 1990 Klimaaktionsplan 

Minnesota
2015: 15 % unter dem Niveau von 2005 
2025: 30 % unter dem Niveau von 2005 
2050: 80 % unter dem Niveau von 2005

Gesetz

New Hampshire 
2010: auf dem Niveau von 1990 
2020: 10% unter dem Niveau von 1990 Unterzeichnetes Ab-

kommen 

New Jersey 
2020: auf dem Niveau von 1990 
2050: 80 % unter dem Niveau von 2006 Gesetz

New Mexico 
2012: auf dem Niveau von 2000 
2020: 10 % unter dem Niveau von 2000 
2050: 75 % unter dem Niveau von 2050 

Verordnung

New York 
2010: 5 % unter dem Niveau von 1990 
2020: 10 % unter dem Niveau von 1990 Klimaaktionsplan 

Oregon
2010: auf dem Niveau von 1990 
2020: 10 % unter dem Niveau von 1990 
2050: 75 % unter dem Niveau von 1990 

Gesetz

Rhode Island 
2010: auf dem Niveau von 1990 
2020: 10 % unter dem Niveau von 1990 Klimaaktionsplan 

Vermont 
2010: auf dem Niveau von 1990 
2020: 10 % unter dem Niveau von 1990 Klimaaktionsplan 

Virginia 2025:  30 % unter dem „business-as-
usual-Szenario“ 

Verordnung

Washington
2020: auf dem Niveau von 1990 
2035: 25 % unter dem Niveau von 1990 
2050: 50 % unter dem Niveau von 1990 

Gesetz

Tabelle 1: Reduktionsziele der US-Bundesstaaten (Quelle: Pew Center 2008) 

Fallbeispiel: Kalifornien 

Im Bundesstaat Kalifornien ist es in erster Linie auf das Engagement von Gouverneur 
Arnold Schwarzenegger zurückzuführen, dass der Klimaschutz derzeit eine hohe Priori-
tät innehat. Wiederholt hat Schwarzenegger seine Absicht bekräftigt, Kalifornien zur 
Nummer eins im Kampf für den Klimaschutz zu machen. Dabei verdeutlichte er auf 
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dem UN-Klimagipfel in New York im September 2007, dass sein Engagement nicht an 
den Grenzen des Bundesstaates haltmache: „Kalifornien wird die Vereinigten Staaten 
ungeachtet der Diskussionen und Zweifel zum Handeln drängen.“  

Kalifornien stellt die siebtgrößte Volkswirtschaft der Welt dar. Ihr kommt bei der Fest-
legung von Standards vor allem im Gefüge der amerikanischen Volkswirtschaften ein 
großes Gewicht zu. Die Industrie orientiert sich oftmals an den strengsten Vorgaben 
eines Bundesstaates, da sie die übrigen US-Bundesstaaten mit denselben Produkten be-
liefern möchte. Damit können einzelne Staaten wie Kalifornien mit produktbezogenen 
Vorgaben zukunftsweisende Standards für die Vereinigten Staaten setzen (Müller 2003: 
16). „Was Kalifornien der Industrie abverlangt, wirkt weit über den Bundesstaat hinaus. 
Kein Konzern will den Riesenmarkt an der Westküste verlieren.“ (Kleine-Brockhoff 
2006).

In Kalifornien entwickelt ein eigens eingerichtetes Gremium (California Air Resources 
Board (ARB)) Verordnungen, Gesetzentwürfe und Marktmechanismen, um die rechts-
verbindlichen Reduktionsziele zu erreichen. Aus der Feder dieses Gremiums stammen 
die meisten der folgenden Gesetzesinitiativen.  

Im Juni 2005 erließ Schwarzenegger eine Verordnung, die erstmals Reduktionsziele für 
die Treibhausgasemissionen des Bundesstaates enthält. Bis zum Jahr 2010 soll der Aus-
stoß auf dem Niveau von 2000 stabilisiert werden. Im zweijährigen Rhythmus muss das 
Sekretariat der California Environmental Protection Agency dem Gouverneur und dem 
Parlament über den Fortschritt bei den Reduktionsbemühungen Bericht erstatten (Go-
vernor Schwarzenegger 2005). Im September 2006 wurden Minderungsziele ab 2020 in 
einem Global Warming Solutions Act (AB 32) vom Parlament angenommen, obschon 
die Demokraten dort in der Minderheit sind. Der Treibhausgasausstoß muss bis 2020 
auf das Niveau von 1990 zurückgeführt werden, was einer absoluten Reduktion von 25 
Prozent entspricht. Zum Vergleich: Deutschland hat im Rahmen des Kioto-Protokolls 
und der Lastenteilung zwischen den EU-Mitgliedsstaaten eine Minderungsverpflichtung 
von 21 Prozent bis zum Jahr 2012 gegenüber 1990 übernommen. Im Zuge des Inkraft-
tretens des kalifornischen Global Warming Solutions Act wurde auch ein Treibhausgas-
inventar eingerichtet, indem die jährlichen Treibhausgasemissionen erfasst werden. Ent-
sprechende Inventare führen auch alle Vertragsstaaten des Kioto-Protokolls, die Reduk-
tionsverpflichtungen übernommen haben. Im Rahmen der Organisation „Climate Re-
gistry“ haben sich inzwischen 39 US-Bundesstaaten zusammengeschlossen, um regel-
mäßig ihre Treibhausgasinventare zu veröffentlichen (Climate Registry 2007).  

Das bemerkenswerteste Beispiel für einen kalifornischen Vorstoß in der Klimaschutz-
politik ist der Low Carbon Fuel Standard für die Automobilindustrie, den Gouverneur 
Schwarzenegger per Erlass vom Januar 2007 vom California Air Resources Board ent-
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wickeln ließ. Im Ergebnis soll die Kohlenstoffintensität der Kraftstoffe für kalifornische 
Fahrzeuge bis 2020 um 10 Prozent gesenkt werden und der Anteil alternativer Kraft-
stoffe am Kraftstoffverbrauch auf 20 Prozent steigen. Gleichzeitig sollen sieben Millio-
nen Biokraftstofffahrzeuge oder Hybridwagen herkömmliche Kraftfahrzeuge ersetzen. 
Die Arbeiten des California Air Resources Board zur Implementierung der Standards 
sollen bis Ende 2008 abgeschlossen sein (California Energy Commission 2007).  

Bereits im Jahr 2002 wurden in Kalifornien Anforderungen für saubere Fahrzeuge
entwickelt. Diese Vorgaben sehen eine Reduktion der Treibhausgasemissionen von 23 
Prozent bis 2012 und von 30 Prozent bis 2016 vor. Als Referenz dienen die Emissionen 
des Jahres 2009. Das California Air Resources Board rechnet damit, dass diese Vorga-
ben den Preis für Neuwagen ab 2014 um 1.000 US-Dollar erhöhen, diese Kosten sich 
jedoch rasch amortisieren, da der Kraftstoffverbrauch deutlich geringer sein wird.

Unter dem amerikanischen Clean Air Act ist Kalifornien der einzige Bundesstaat, der 
befugt ist, strengere Luftreinhaltevorschriften zu erlassen. Dafür benötigt er jedoch die 
Erlaubnis der amerikanischen Umweltbehörde (EPA). Wie in Kapitel 2.2. geschildert 
hat die EPA jedoch die Erlaubnis für einen entsprechenden Erlass im Dezember 2007 
verweigert. Dessen ungeachtet hat der kalifornische Vorstoß eine beträchtliche Signal-
wirkung auf andere Bundesstaaten: Sechzehn haben bis April 2008 angekündigt, die 
kalifornischen Standards zu übernehmen. Dadurch stieg auch der Druck auf die US-
Regierung, Maßnahmen zur Reduktion der Emissionen im Verkehr zu ergreifen. Dies 
trug mit dazu bei, dass das Energieunabhängigkeits- und Energiesicherheitsgesetz im 
Kongress von einer Mehrheit unterstützt wurde. Der kalifornische Vorschlag zu Emissi-
onsobergrenzen für Fahrzeuge fand auch außerhalb der USA Beachtung: In der Diskus-
sion um die Begrenzung der Fahrzeugemissionen in der EU verwies die Europäische 
Kommission ebenfalls auf die kalifornischen Vorschriften (Environmental Defense 
2008).

4.2. Klimafreundliche Stromerzeugung 

Die Stromgewinnung verursacht 38 Prozent des gesamten amerikanischen Treibhaus-
gasausstoßes. In den USA haben jedoch die Bundesstaaten erheblichen Einfluss auf die 
Regulierung der Stromproduktion. Viele begegnen den Emissionen mit Klimaschutz-
maßnahmen (Pew Center 2007). Dazu zählen:  

a) der Ausbau des Anteils an erneuerbaren Energien durch so genannte ‚renewable 
portfolio standards’. 26 Bundesstaaten schreiben ihren Energieversorgern ei-
nen Mindestanteil an erneuerbaren Energien an der Gesamtstromerzeugung vor. 
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Die vorgeschriebenen Mindestanteile variieren allerdings stark wie auch die De-
finitionen von ‚erneuerbaren Energiequellen’. In Minnesota soll der Anteil er-
neuerbarer Energien an der Stromerzeugung 25 Prozent bis zum Jahr 2025 
betragen; im Bundesstaat Washington sind 15 Prozent für 2020 vorgesehen. 
Obwohl diese Maßnahmen teilweise zu starken Emissionsrückgängen führen, ist 
der Klimaschutz nur einer von mehreren Beweggründen für die Einführung sol-
cher Standards. Auch die Schaffung von Arbeitsplätzen, die Erhöhung der Ver-
sorgungssicherheit und die Verbesserung der Luftqualität werden als Argumente 
angeführt.

b) So genannte ‚Public Benefit Funds’ – Mittel für öffentliche Güter – werden in 
23 Bundesstaaten bereitgehalten, um Maßnahmen zur Energieeffizienzsteige-
rung und zur Förderung von erneuerbaren Energien zu finanzieren. Die Mittel 
werden durch die Endverbraucher oder/und die Stromerzeuger aufgebracht, in-
dem beispielsweise ein Aufschlag auf die Strompreise erhoben wird. 18 Bundes-
staaten kooperieren im Rahmen einer Clean Energy States Alliance, auch um Er-
fahrungen auszutauschen und die Gestaltung der Förderinitiativen zu koordinie-
ren (Clean Energy States Alliance 2007). 

c) Das so genannte ‚Net Metering’ erlaubt in 42 Bundesstaaten Endverbrauchern 
mit eigener Stromproduktion, zum Beispiel Landwirten mit einer Biogasanlage 
oder Fabriken mit einem Biomassekraftwerk, Strom in das Versorgernetz einzu-
speisen und dafür Gutschriften zu erhalten, die auf den eigenen Stromverbrauch 
angerechnet werden können. Mit dem Energiepolitikgesetz von 2005 müssen die 
öffentlichen Stromversorger in allen Bundesstaaten ihren Kunden auf Nachfrage 
die Möglichkeit einer Einspeisevergütung in Form des net metering einräumen. 
Die Umsetzung in den einzelnen Bundesstaaten ist jedoch äußerst unterschied-
lich (EERE Information Center 2007).  

d) 44 Bundesstaaten ermöglichen Endverbrauchern gegen Mehrzahlung an den 
Stromversorger – so genanntes ‚green pricing’ –, ausschließlich Strom aus er-
neuerbaren Energiequellen zu beziehen. Gegenwärtig bieten mehr als 750  
Energieversorger solche Optionen an. In den sechs Bundesstaaten Colorado, 
Washington, New Mexico, Montana, Minnesota und Iowa sind die Versorger 
sogar verpflichtet, auch Ökostrom anzubieten (EERE Information Center 2007, 
Pew Center 2007). 

e) Die Begrenzung der Emissionen von Kraftwerken wird in einigen Bundes-
staaten auf unterschiedliche Weise forciert. Washington und Oregon verpflich-
ten die Betreiber von neuen Kraftwerken, den erwarteten CO2-Ausstoß durch 
andere Maßnahmen, etwa die Finanzierung von Klimaschutz-Projekten mit ent-
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sprechender Emissionsminderung, zu kompensieren. Die Staaten Massachusetts 
und New Hampshire verpflichten auch bestehende Kraftwerke zu solchen Re-
duktionen durch Ausgleichsprojekte. In Kalifornien wird an einem Gesetz gear-
beitet, das die Treibhausgasemission von Energieversorgern beschränkt. Auch 
Energieimporte nach Kalifornien sollen die Vorgaben erfüllen. Damit würde das 
Gesetz auch über die Grenzen des Bundesstaates hinaus wirken (Pew Center 
2007). Kalifornien, Oregon, Washington und Montana haben Mindeststandards 
für die Treibhausgasintensität von neuen Kraftwerken erlassen. In Washington 
dürfen beispielsweise entsprechend der neuen Standards ab Juli 2008 keine neu-
en Grundlastkraftwerke mehr errichtet werden, die mehr als 1.100 Pfund5, um-
gerechnet rund 500 Kilogramm, Kohlendioxid pro Megawattstunde emittieren.  

f) Die US-Bundesregierung hat Mindeststandards für die Energieeffizienz von Ge-
räten wie Waschmaschinen, Trocknern, Kühlschränken, Gefriergeräten, Ge-
schirrspülgeräten und Klimaanlagen festgelegt. Mehr als neun Bundesstaaten 
haben darüber hinaus nationale Effizienzstandards für Haushaltsgeräte ver-
schärft oder auf eine breitere Produktpalette ausgedehnt. 

g) Viele Bundesstaaten fördern die Entwicklungen von ‚clean coal’-Technologien.
Damit sollen Kohlekraftwerke durch Abtrennung und unterirdische Lagerung 
von Kohlendioxid (Donner, Lübbert 2006) zur klimafreundlichen Energiege-
winnung beitragen. Dies steht ebenfalls im Zeichen der Versorgungssicherheit, 
da Kohle in den USA reichlich vorhanden ist.

5 Das britische bzw. amerikanische Pfund hat exakt 453,59237 Gramm. Zum Vergleich: In Europa 
beträgt der CO2-Ausstoß bei der Stromerzeugung 372 Kilogramm je Megawattstunde. In Indien 
liegt dieser bei 874 Kilogramm je Megawattstunde und in China bei 854 Kilogramm pro Megawatt-
stunde. 
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Abbildung 2: Bundesstaaten mit Ausbauzielen für Erneuerbare Energien an der 
Stromproduktion (Dunkelgrau im Schwarz-weiß-Ausdruck bzw. Orange im Farb-
ausdruck) (Quelle: Pew Center 2007a) 

4.3. Verkehr

Der transportbedingte Anteil am Gesamtausstoß von Treibhausgasen beträgt in den 
USA 27 Prozent. Daher sind Umweltgesetze in diesem Bereich von großer Bedeutung. 
Dem Bundesstaat Kalifornien kommt bei Umweltauflagen im Verkehrssektor eine 
Schlüsselrolle zu, weil der Bundesstaat als einziger Staat entsprechend dem Clean Air 
Act dazu ermächtigt ist, im Alleingang nationale Standards für die Fahrzeugemissionen 
festzulegen. Die übrigen Bundesstaaten können lediglich die föderalen Vorgaben um-
setzen oder die kalifornischen Standards übernehmen.  

Kalifornien wird dieser Vorreiterrolle beim Klimaschutz in der Verkehrspolitik gerecht, 
indem es unter anderem erstmalig Standards zur Reduktion der Treibhausgasemissionen 
von Leichtfahrzeugen beschlossen hat. Damit könnte sich die Menge des CO2-
Ausstoßes bis zum Jahr 2020 um 30 Millionen Tonnen reduzieren (Pew Center 2006, 
Pew Center 2007). Allerdings hat die Umweltbehörde die Erlaubnis für einen entspre-
chenden Erlass verweigert. Die kalifornische Regierung hat zusammen mit anderen 
Bundesstaaten nunmehr Klage gegen die US-Regierung erhoben, um das Inkrafttreten 
der Vorgaben zu erwirken. Bis April 2008 haben sechzehn Bundesstaaten – Arizona, 
Colorado, Connecticut, Florida, Maine, Maryland, Massachusetts, New Jersey, New 
Mexico, New York, Oregon, Pennsylvania, Rhode Island, Utah, Vermont und Washing-
ton – die kalifornischen Standards zur Emissionsbegrenzung formal angenommen oder 
haben dies angekündigt (ARB 2008).

Außerdem hat der kalifornische Gouverneur Schwarzenegger, wie in Kapitel 4.1. er-
wähnt, im Januar 2007 beschlossen, so genannte Low Carbon Fuel Standards entwi-
ckeln zu lassen. Diese sollen die Treibhausgasintensität der Kraftstoffe bis zum Jahr 
2020 um zehn Prozent mit Hilfe marktbasierter Mechanismen vermindern. Es wird er-
wartet, dass diese Anforderungen dazu beitragen, dass 20 Prozent der herkömmlichen 
Treibstoffe durch klimafreundlichere Alternativen wie Erdgas, Biokraftstoffe und Was-
serstoff ersetzt werden. Auch diese Maßnahme wird von anderen Bundesstaaten geprüft.
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Zahlreiche Bundesstaaten haben Klimaschutzpolitiken im Bereich des Verkehrs etab-
liert: Sie schreiben beispielsweise für einen bestimmten Anteil der staatlichen Fahrzeug-
flotte vor, dass diese mit alternativen Kraftstoffen wie Biokraftstoffen oder Erdgas be-
trieben werden oder bestimmte Energieeffizienzkriterien erfüllen. Einige Bundesstaaten 
bieten Steuervergünstigungen für alternative Kraftstoffe, für die Anschaffung entspre-
chender Fahrzeuge oder für die Umrüstung von Fahrzeugen auf alternative Treibstoffe 
an. 37 Bundesstaaten fördern Biokraftstoffe, davon haben neun zusätzlich bestimmte 
Standards für Biokraftstoffe festgelegt (Pew Center 2006, Pew Center 2008).

4.4. Regionale Initiativen 

Etliche Bundesstaaten haben auf subnationaler Ebene Übereinkommen zur Zusammen-
arbeit im Klimaschutz getroffen. Die Übereinkommen bündeln oft bundesstaatliche 
Einzelinitiativen, funktionieren teilweise grenzübergreifend mit kanadischen Provinzen 
und schließen die verschiedensten Handlungsebenen ein (Pew Center 2006; Pew Center 
2007). Von besonderer außenpolitischer Bedeutung ist, dass zehn Bundesstaaten6 im 
Rahmen der International Carbon Action Partnership (ICAP) darauf hinwirken, ein 
Emissionshandelssystem zu implementieren, das mit dem der Europäischen Union 
kompatibel ist. In der EU ist ein solches System bereits seit 2005 etabliert (Pew Center 
2006; Pew Center 2007). Zu den bedeutendsten Übereinkommen zählen des Weiteren: 

a) Am 15. November 2007 unterzeichneten sechs Staaten und eine kanadische 
Provinz den Midwestern Regional Greenhouse Gas Reduction Accord. Dar-
in verpflichten sie sich dazu, regionale Reduktionsziele festzulegen und zu ei-
ner langfristigen Minderung von 60 bis 80 Prozent unter das gegenwärtige  
Emissionsniveau. Dazu soll ein Emissionshandelssystem eingeführt werden, 
das mehrere Bereiche erfasst. Zu den Unterzeichnern des Abkommens gehören 
Illinois, Iowa, Kansas, Michigan, Minnesota und Wisconsin sowie die kanadi-
sche Provinz Manitoba. Das Übereinkommen soll binnen dreißig Monaten 
nach Unterzeichnung umgesetzt werden. 

b) Die Western Climate Initiative wurde im Februar 2007 von den fünf großen 
Bundesstaaten der Westküste Arizona, Kalifornien, New Mexico, Oregon und 
Washington beschlossen. Im November 2007 schloss sich Montana an. Im Ap-
ril 2008 folgte die kanadische Provinz Quebec. Die Initiative sieht vor, inner-
halb von sechs Monaten ein regionales Reduktionsziel von Minus 15 Prozent 
gegenüber 2005 bis 2020 zu beschließen. Dieses soll mithilfe eines marktba-
sierten Systems erreicht werden, das bis August 2008 entwickelt werden soll. 

c) Im Rahmen der Northeast Regional Greenhouse Gas Initiative (RGGI) ha-
ben sich zehn Bundesstaaten im Nordosten der USA zu einem Emissionshan-
delssystem zur Begrenzung des CO2-Ausstoßes von Kraftwerken verpflichtet. 
Das Programm wird den CO2-Ausstoß der Anlagen auf das Niveau des Jahres 

6 Arizona, Kalifornien, Maine, Maryland, Massachusetts, New Jersey, New Mexico, New York, Ore-
gon und Washington.   
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2009 begrenzen und zielt darauf ab, die Emissionen bis 2019 um 10 Prozent zu 
reduzieren. Es besteht die Möglichkeit, diese Emissionsziele durch Reduktio-
nen in anderen Industriesektoren zu erreichen. Bislang haben sich die Bundes-
staaten Connecticut, Delaware, Maine, New Hampshire, New Jersey, New  
York, Massachusetts, Rhode Island, Maryland und Vermont der Initiative an-
geschlossen.

d) Die Western Governor’s Association (WGA) Clean and Diversified  
Energy Initiative ist eine Initiative von 18 Bundesstaaten, um Strategien zur 
Effizienzsteigerung zu erarbeiten und erneuerbare Energien zu forcieren. Acht 
technische Kommissionen wurden geschaffen, um spezifische Empfehlungen 
abzugeben. Unter Zusammenarbeit der WGA und der kalifornischen Energie-
Kommission besteht auch für elf Staaten ein unverbindliches Erfassungs- und 
Handelsprogramm (Western Renewable Energy Generation Information Sys-
tem – WREGIS). Es dient dazu, Strom aus erneuerbaren Energien mittels Zer-
tifikaten auszuweisen, damit Kunden gezielt Ökostrom beziehen können. Ein 
ähnliches System existiert bereits in der EU und soll künftig weiter ausgebaut 
werden (vgl. Stratmann, Donner, Lübbert 2008). 

e) Im November 2007 wurde die Energy Security and Climate Stewardship 
Platform for the Midwest von 11 Staaten des Mittleren Westens und einer 
kanadischen Provinz ins Leben gerufen. Neben Wisconsin, Minnesota und 
South Dakota beteiligen sich Illinois, Indiana, Iowa, Kansas, Michigan, Mis-
souri, Nebraska, North Dakota und Ohio sowie die kanadische Provinz Mani-
toba. Die Plattform listet Ziele für die Erhöhung der Energieeffizienz, den 
Ausbau des klimafreundlichen Transportwesens, die Erzeugung erneuerbarer 
Energien und von Biokraftstoffen sowie zur Abtrennung und Abscheidung von 
Kohlendioxid, auch Carbon Capture and Storage, CCS genannt, auf (vgl. Don-
ner, Lübbert 2006). Diese Initiative folgt damit dem für die USA typischen An-
satz der Technologieförderung im Bereich der Klimaschutzpolitik. Bemer-
kenswert sind im Besonderen die Ziele für CCS. Alle Staaten sollen bis 2010 
hierfür einen rechtlichen Rahmen geschaffen haben, und bis 2012 soll eine Pi-
peline zum Transport von Kohlendioxid genehmigt und errichtet sowie ein 
kohlendioxidarmes, kommerzielles Kraftwerk in Betrieb genommen sein. Bis 
2020 sollen alle neuen Kohlekraftwerke in der Region, Kohlendioxid aus dem 
Abgas abtrennen und lagern. In Anbetracht des Standes des Technik von CCS 
und der Planungszeiten für neue Kraftwerke erscheinen diese Pläne sehr ehr-
geizig.

f) Mit der New England Governors and Eastern Canadian Premiers (NEG-
ECP) Initiative verpflichteten sich im Jahr 2001 sechs New-England-Staaten 
und etliche kanadische Provinzregierungen zu einem Klimaaktionsplan, der 
kurz- und langfristige Reduktionsziele beinhaltet. 

g) Für die Powering the Plains Initiative aus dem Jahr 2002 schlossen sich fünf 
US-Bundesstaaten und die kanadische Provinz Manitoba zusammen, um ge-
meinsam Strategien und Richtlinien für den Einsatz von alternativen Energie-
formen und Technologien sowie für die Entwicklung von klimafreundlicher 
Landwirtschaft zu erarbeiten. 

h) Die Clean Energy States Alliance koordiniert die Maßnahmen von 14 Bun-
desstaaten zur öffentlichen Förderung der Steigerung von Energieeffizienz und 
des Ausbaus erneuerbarer Energien.
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i) Am 8. Mai 2007 unterzeichneten mehr als 30 Bundesstaaten eine Charta für ein 
„Climate Registry“. In diesem System werden die jährlichen Treibhausgas-
emissionen der Staaten nach einheitlichen Kriterien erfasst und veröffentlicht.  

5. Fazit 

Obwohl die USA in den internationalen Verhandlungen bis heute die Unterzeichnung 
des Kioto-Protokolls ablehnen, wächst in den US-Bundesstaaten die Bereitschaft, sich 
für den Klimaschutz zu engagieren, verbindliche Obergrenzen für die Treibhausgas-
emissionen festzulegen und Emissionshandelssysteme einzuführen. Eine besondere Rol-
le kommt dabei dem Bundesstaat Kalifornien zu, der 2005 als erster verbindliche Re-
duktionsziele verabschiedet hat und gegenwärtig auf eine Regulierung der Emissionen 
im Straßenverkehr drängt. Mehrfach folgten verschiedene US-Bundesstaaten dem Bei-
spiel Kaliforniens und implementierten zeitlich verzögert ähnliche Gesetze. Diese Ent-
wicklung wird durch regionale Initiativen, die über die Grenzen der Bundesstaaten hin-
ausreichen, verstärkt. Im Gesamtbild betreiben derzeit vor allem die Staaten der West- 
und Nordostküste eine aktive Klimaschutzpolitik, wobei 17 Bundesstaaten verbindliche 
Reduktionsziele verankert haben. Die allmählichen innenpolitischen Veränderungen in 
der Klimaschutzpolitik spiegeln sich auch in überparteilichen Gesetzesentwürfen im 
US-Kongress wieder, die darauf abzielen, den Treibhausgasausstoß mittels verbindli-
cher Reduktionsziele zu senken. Obwohl die USA das Kioto-Protokoll nicht ratifiziert 
haben, beinhalten die angekündigten, diskutierten und bereits bestehenden Klimaschutz-
initiativen die Chance, dass sich das Land auf lange Sicht faktisch in die Unterzeichner-
staaten einreiht, indem es seine Treibhausgasemissionen wirksam reduziert. 

Ernsthafte Verhandlungen mit den USA über ein internationales Klimaschutzabkom-
men für die Zeit nach 2012 werden jedoch aufgrund der ablehnenden Haltung von 
George W. Bush erst nach 2009 erwartet (Ott 2006: 127). Viele Beobachter hoffen, dass 
ein Regierungswechsel in den USA neue Impulse für die internationale Klimaschutzpo-
litik mit sich bringen könnte.  
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